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Entwurf eines Gesetzes zur Gewährleistung der Weiterbildung der Hausärzte 
in der kassenärztlichen Versorgung (Hausärzte-Weiterbiidungsgesetz) 


A. Problem 

1. Die Überbetonung einer stark spezialisierten Hochlei- 
stungsmedizin hat die Einsicht in die Notwendigkeit einer 
wirksamen primärärztlichen Versorgung der Krankenver- 
sicherten in den Hintergrund treten lassen. Vor allem die 
berufliche Qualifikation der Ärzte, die nach der neuen Ap- 
probationsordnung ausgebildet sind und die sich in der 
Absicht niederlassen, als „Arzt“ (ohne Gebietsbezeich- 
nung) hausärztliche Funktionen zu übernehmen, ist ver- 
besserungswürdig. 

2. Angesichts einer besonders hohen Zahl neuausgebildeter 
Ärzte steht ein spürbares Ansteigen der Neuniederlassun- 
gen zu erwarten. Vor dem Hintergrund einer hohen Ver- 
sorgungsdichte im kassenärztlichen Bereich ist die Not- 
wendigkeit gegeben, der Selbstverwaltung von Kassenärz- 
ten und Krankenkassen zu ermöglichen, den neuausgebil- 
deten Ärzten die Kassenzulassung zu eröffnen, ohne dabei 
ein spürbares Ansteigen der Krankenkassenausgaben für 
ambulante ärztliche Behandlung zu bewirken. 


B. Lösung 

1. Im Kassenarztrecht wird vorgeschrieben, daß die Zulas- 
sung zur Kassenpraxis in Zukunft von der Absolvierung 
einer Weiterbildung abhängig ist. Die Niederlassung als 
„Arzt“ (ohne Gebietsbezeichnung) wird in Zukunft für die 
Kassenpraxis ausgeschlossen. Der „Arzt“ oder „praktische 
Arzt“ wird in der Kassenpraxis in Zukunft durch den wei- 
tergebildeten „Arzt für Allgemeinmedizin“ abgelöst. 
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2. Die Zulassung als Kassenarzt erlischt in Zukunft grund- 
sätzlich mit Vollendung des 65. Lebensjahres. 

In Ausnahmefällen ist eine bis zu zwei Jahren währende 
Zulassungsverlängerung möglich. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

keine 
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Entwurf eines Gesetzes zur Gewährleistung der Weiterbildung der Hausärzte 
in der kassenärztlichen Versorgung (Hausärzte-Weiterbildungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Die Reichsversicherungsordnung in der im Bun- 
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 820-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän- 
dert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. An § 368 a Abs. 3 wird folgender Satz 4 angefügt: 

„Die Eintragung ist für Ärzte ferner davon ab- 
hängig, daß der Arzt eine Weiterbildung entspre- 
chend den landesrechtlichen Bestimmungen er- 
folgreich abgeschlossen hat.“ 

2. An §368a Abs. 7 werden folgende Sätze ange- 
fügt: 

„Im übrigen endet die Zulassung am Ende des 
Monats, in dem der Kassenarzt sein 65. Lebens- 
j ahr vollendet. Der Zulassungsausschuß kann in 


Ausnahmefällen die Zulassung für höchstens 
zwei weitere Jahre erteilen.“ 

3. In § 368 c Abs. 2 Nr. 15 wird am Schluß der Punkt 
durch ein Komma ersetzt und folgende Num- 
mer 16 angefügt: 

„16. die Voraussetzungen für die in Ausnahme- 
fällen zu erteilende Zulassung nach Vollen- 
dung des 65. Lebensjahres.“ 

Artikel 2 

Berlin- Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1985 in Kraft 


Bonn, den 18. Juli 1984 


Jaunich 

Frau Fuchs (Köln) 

Egert 

Lutz 

Glombig 

Hauck 

Kirschner 

Dr. Vogel und Fraktion 
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Begründung 


I. Allgemeiner Teil 

1. Seit geraumer Zeit ist die Frage der beruflichen 
Qualifikation der Hausärzte Gegenstand öffent- 
licher Diskussion. Soweit Ärzte mit Gebietsbe- 
zeichnung (früher: Fachärzte) an der hausärztli- 
chen Versorgung teilnehmen (Kinderärzte, In- 
ternisten) erscheint sie durch die zur Erlangung 
der Gebietsbezeichnung erforderlichen Weiter- 
bildung gewährleistet. Problematisch erscheint 
jedoch die Qualifikation desjenigen Teils der 
Ärzteschaft, der als Arzt ohne Gebietsbezeich- 
nung allgemeinmedizinisch tätig wird und haus- 
ärztliche Funktionen wahrnimmt. Zwar besteht 
auch für diese Ärzte die Möglichkeit, durch eine 
freiwillige Weiterbildung zum „Arzt für Allge- 
meinmedizin“ entsprechende Qualifikation zu 
erlangen; es hat sich jedoch gezeigt, daß die 
Parallelmöglichkeit sowohl einerseits als nicht 
weitergebildeter „Arzt“ als auch andererseits als 
weitergebildeter „Arzt für Allgemeinmedizin“ in 
gleicher Weise allgemeinmedizinisch und haus- 
ärztlich tätig zu werden, zu unbefriedigenden 
Ergebnissen führt. Für viele Ärzte ist nicht ein- 
sehbar, warum sie sich einer mehrjährigen Wei- 
terbildung unterziehen sollen, wenn sie die glei- 
che Funktion nur unter anderem Titel ohne Wei- 
terbildung erfüllen können. 

Die Tätigkeit als Hausarzt erfordert jedoch eine 
Weiterbildung. Es ist nicht einzusehen, warum 
der Arzt,, der sich nur mit einem medizinischen 
Teilgebiet beschäftigt, sich durch eine Weiterbil- 
dung besonders qualifizieren muß, an den Trä- 
ger der medizinischen Basisversorgung aber nur 
mindere Qualifikationsanforderungen gestellt 
werden. Wenn in der Zukunft der Hausarzt wie- 
der stärker zur ersten Anlaufstelle des Patien- 
ten im Gesundheitswesen werden soll, muß er 
auch aus- und weiterbildungsnläßig dazu in die 
Lage versetzt werden. Der Hausarzt ist kein 
Arzt zweiter Kategorie, er darf es auch in Zu- 
kunft nicht werden. 

Es erscheint nicht erforderlich, für alle nieder- 
lassungswilligen Ärzte eine Weiterbildung vor- 
zuschreiben. Es muß auch in Zukunft möglich 
bleiben, sich ohne Weiterbildung niederzulassen. 
Der Gesetzentwurf beschränkt daher die obliga- 
torische Weiterbildung auf den Kreis der Ärzte, 
die neben ihrer Niederlassung zugleich auch die 
Zulassung als Kassenarzt erwerben wollen. 

2. Neben Fragen der Ausbildungsqualität spielen 
besonders im Bereich der kassenärztlichen Ver- 
sorgung auch Probleme im Zusammenhang mit 
der steigenden Zahl ausgebildeter Ärzte eine 
Rolle. Selbst eine im Bereich der Vergütungen 
für ambulante ärztliche Behandlung strikt 
durchgehaltene einnahmeorientierte Ausgaben- 
politik der Krankenkassen kann auf Dauer nicht 
verhindern, daß sich eine steigende Zahl der 


Kassenärzte in höheren Kassenausgaben nie- 
derschlägt: Mehr Kassenärzte bewirken mehr 
Kassenleistungen. Diese Entwicklung ist inso- 
fern nicht unbedenklich, als sich diese Auswei- 
tung auf der Basis einer ausreichenden Versor- 
gungsdichte vollzieht. 

Sicherlich ist richtig, daß jedem angehenden 
Arzt die Möglichkeit geboten werden muß, seine 
begonnene Ausbildung auch abzuschließen und 
seinen Beruf auszuüben. Dies wird durch die Er- 
teilung der ärztlichen Approbation möglich. Eine 
davon zu trennende Frage ist die nach der Zulas- 
sung als Kassenarzt. Es ist verstärkt darauf hin- 
zuweisen, daß die Erteilung der Approbation 
und die Zulassung als Kassenarzt zwei verschie- 
dene Schritte sind und nicht der eine zwingend 
aus dem anderen folgt. Unter Berücksichtigung 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge- 
richts wird sich der Gesetzgeber mittelfristig mit 
den Überlegungen einer wirksameren kassen- 
ärztlichen Bedarfsplanung vertraut machen 
müssen, die über die jetzt bereits bestehende 
Planung bei Unterversorgung hinausgeht und 
auch Aspekte der Überversorgung einbezieht. 

Zunächst jedoch ist eine Lösung anzustreben, 
die innerhalb des bestehenden Bedarfspla- 
nungsinstrumentariums Möglichkeiten schafft, 
jungen Ärzten die Zulassung als Kassenarzt zu 
gewähren und dabei die oben beschriebenen ne- 
gativen Auswirkungen auf das Ausgabenvolu- 
men der Krankenkassen zu vermeiden. Die vor- 
geschlagene Regelung erscheint auch unter Be- 
rücksichtigung der Lebensarbeitszeit in anderen 
Berufen angemessen. Bereits heute beschreiten 
viele Ärzte aus eigenem Entschluß den im Ge- 
setzentwurf vorgeschlagenen Weg und be- 
schränken sich im höheren Lebensalter auf das 
Betreiben einer Privatpraxis. 


IL Besonderer Teil 

Artikel 1 Nr. 1 

In § 368 a Abs. 3 wird klargestellt, daß die Eintra- 
gung in das Arztregister der zuständigen kassen- 
ärztlichen Vereinigung, die Voraussetzung für die 
Zulassung als Kassenarzt durch den Zulassungs- 
ausschuß ist, an den Nachweis einer erfolgreichen 
abgeschlossenen Weiterbildung geknüpft wird. Es 
wird darüber hinaus klargestellt, daß die Regelung 
nur für Ärzte, nicht aber für Zahnärzte gilt. 


Artikel 1 Nr. 2 

In § 368 a Abs. 7 wird festgelegt, daß die Zulassung 
als Kassenarzt zukünftig mit der Vollendung des 65. 
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Lebensjahres endet. Für Ausnahmefälle wird eine 
Sonderregelung getroffen, die jedoch zeitlich auf 
zwei Jahre begrenzt ist. 


Artikel 1 Nr. 3 

Dem Zulassungsausschuß soll obliegen, die näheren 
Voraussetzungen für die Anwendung der Sonderre- 
gelung festzulegen. 


Artikel 2 und 3 

Artikel 2 und 3 enthalten Berlin-Klausel und In- 
krafttretenstermin. 
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